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Der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung 

IVb2 ~ 4511 -79/68 


Bonn, den 26. Januar 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Finanzänderungsgesetz, II. Teil; Doppelbelastung der 
Angestellten bei einem Befreiungsantrag von der all- 
gemeinen Versicberungspflicht 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
- Drucksadle V/2463 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 


1. Hat die Bundesregierung vor der Einbringung des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Verwirklichung der mehrjährigen Finanz- 
planung des Bundes, 11. Teil, Finanzänderungsgesetz 1967 und 
während seiner Beratung im Bundestag bzw. in den Ausschüssen 
mit der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (BfA) über 
die verwaltungstechnisdien Probleme gesprochen, die im Zu- 
sammenhang mit den Entscheidungen über Befreiungsanträge 
im Hinblick auf die voraussichtliche Dauer dieser Befreiungs- 
verfahren entstehen? 

Die im Finanzänderungsgesetz enthaltene Regelung über die 
Befreiung von der Versidierungspflidit entspricht in vollem 
Umfange den bei Anhebung der Jahresarbeitsverdienstgrenze 
in den Jahren 1957 und 1965 getroffenen Regelungen. Die 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte - BfA - hat damals 
jeweils weit über 100 000 Angestellte von der Versicherungs- 
pflicht befreit. Weder von der Verwaltung noch in der Öffent- 
lichkeit sind in den vergangenen Jahren ernsthafte Klagen 
über verwaltungstechnische Probleme bei der Befreiung laut 
geworden. Da die bei den Befreiungen der Jahre 1957 und 1965 
angefallenen Arbeiten ohne Schwierigkeiten erledigt wurden, 
bestand keine Veranlassung, die Praktikabilität der Befreiungs- 
vorschrift in Zweifel zu ziehen. 
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2. War der Bundesregierung bekannt, daß sich aus der voraus- 
sichtlichen Dauer der Befreiungsverfahren für viele Angestellte 
ohne deren Willen selbst bei sofortiger Antragstellung auf Be- 
freiung Doppelbelastungen aus der vorübergehenden Pflicht zur 
Beitragsentrichtung an die BfA und zur Prämienentrichtung an 
die befreienden Lebensversicherungen in beträchtlichem Umfang 
ergeben können? 

Nach Kenntnis der Bundesregierung ist bereits anläßlich der 
Befreiungen im Jahre 1957 zwischen dem Verband der Lebens- 
versicherungsunternehmen und der BfA abgesprochen worden, 
daß die Prämien für die befreienden Lebensversicherungen 
von den Lebensversicherungsunternehmen bis zum Zeitpunkt 
der Befreiung durch die BfA gestundet werden. Zu diesem 
Zwecke kann der Versicherungsnehmer seinen Anspruch auf 
Rückzahlung des entrichteten Arbeitnehmeranteils zur Ange- 
stelltenversicherung erfüllungshalber an das Versicherungs- 
unternehmen abtreten. Dieses Verfahren wird - soweit der 
Bundesregierung bekannt ist - auch diesmal wieder angewendet. 


3. Hält die Bundesregierung solche Doppelbelastungen für zumut- 
bar, die sich ohne Verschulden der betreffenden Angestellten 
nach Pressemitteilungen auf drei bis 4Monate erstrecken können ? 

Im Hinblick auf die zur Zeit geübte Praxis glaubt die Bundes- 
regierung nicht, daß es zu unzumutbaren Doppelbelastungen 
kommt. 


4. Warum ist von der Bundesregierung in den Entwurf des Fi- 
nanzänderungsgesetzes 1967 keine Bestimmung wie in Artikel 2 
§ 1 Abs. 2 des Zweiten Rentenversidierungs-Anderungsgesetzes 
aufgenommen worden, in der es im Hinblick auf den Befrei- 
ungsantrag für Ehegatten Selbständiger heißt: ,,Ist ein Antrag 
gestellt, so sind die Beiträge bis zur Entscheidung darüber zu 
stunden."? 

Artikel 2 § 1 Abs. 2 des Zweiten Rentenversicherungs-Ände- 
rungsgesetzes lagen Überlegungen besonderer Art zugrunde. 
Die Frage, ob ein Beschäftigungsverhältnis zwischen Ehegatten 
oder nur eine Mithilfe auf familienhafter Grundlage vorliegt, 
bereitet im Einzelfalle erhebliche Schwierigkeiten. Weil damit 
zu rechnen war, daß im Hinblick auf diese Schwierigkeiten Ein- 
zugsstellen und Versicherungsträger Stundungen grundsätzlich 
ablehnen würden, hatte die Bundesregierung vorgeschlagen, 
in diesem Falle eine solche im Gesetz vorzuschreiben. 


5. Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, daß den Ange- 
stellten vom Moment des Eingangs des Antrags auf Befreiung 
von der Versicherungspflicht bis zur endgültigen Entscheidung 
darüber die Beiträge von der BfA gestundet werden können ? 

Zuständig für die Stundung von Beiträgen der gesetzlichen 
Rentenversicherungen im Einzelfall ist nicht die BfA, sondern 
die Einzugsstelle. Die näheren Einzelheiten sind in der Allge- 
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meinen Verwaltungsvorschrift über die Einziehung und Ab- 
führung derBeiträge zu den Rentenversicherungen der Arbeiter 
und der Angestellten sowie über ihre Verwaltung und Ab- 
rechnung durch die Einzugsstellen vom 15. November 1961 
(Bundesanzeiger Nr. 222 S. 1 vom 17. November 1961) fest- 
gelegt. Bestimmungen, die eine Stundung in den hier inter- 
essierenden Fällen ausschließen würden, sind in der Verwal- 
tungsvorschrift nicht enthalten. Das Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung und das Bundesversicherungsamt 
haben sich gegenüber der BfA dafür ausgesprochen, bei Be- 
freiungsanträgen der über 50 Jahre alten Angestellten von 
der Stundung großzügig Gebrauch zu machen. Bei den übrigen 
Angestellten sind durch das unter 2. geschilderte Verfahren 
Nachteile vermeidbar. 

Hans Katzer 
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